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• Seit dem Inkrafttreten der Stadtver-
fassung am 1. Juli 2002 ist neu der 
Stadtrat für den Erlass der Legisla-
turziele zuständig, vorher war dies 
der Gemeinderat. Der Wechsel der 
Zuständigkeit erfolgte im Rahmen 
verschiedener Kompetenzverlage-
rungen in der Stadtverfassung, nicht 
zuletzt auch im Zusammenhang mit 
der Einführung von New Public Ma-
nagement (bzw. „mvt“ in der Thuner 
Sprachregelung). Stadtrat und Ge-
meinderat möchten diese Änderung 
wieder rückgängig machen, da die 
alte Regelung zweckmässiger ist.

• Art. 62 der Stadtverfassung regelt 
die Verteilung der Kommissionssitze. 
Abs. 2 ist betreffend Veränderung 

Die Legislaturziele sind eigentlich das Re-
gierungsprogramm des Gemeinderates 
für die laufende Legislatur. Sie werden 
aus der Strategie Stadtentwicklung ab-
geleitet. Sie umschreiben die politischen 
Schwerpunkte in sämtlichen Aufgaben-
bereichen und setzen sie für eine Legis-
laturperiode fest. Sie sollen insbesondere 
darüber Auskunft erteilen, welche poli-
tischen Ziele mit welchen Verwaltungs-
leistungen innert welcher Frist erreicht 
werden.

Ist der Stadtrat für den Erlass der Legis-

von Sitzen während der Amtsdauer 
etwas ungenau formuliert und soll 
deshalb präzisiert werden.

• Art. 73 der Stadtverfassung regelt 
die Rechnungsprüfung. Das Amt 
für Gemeinden und Raumordnung 
empfiehlt eine redaktionelle Präzi-
sierung.

• Art. 74 ff. der Stadtverfassung regeln 
das gemeindeinterne Verwaltungs- 
und Beschwerdeverfahren. Die Rege-
lung soll grundsätzlich beibehalten 
werden, jedoch an erfolgte Revisio-
nen des Verwaltungsrechtspflegege-
setzes bzw. des Gemeindegesetzes 
angepasst werden. Die Revision ist 
rechtstechnischer Natur.

laturziele zuständig, sollte es sich kon-
sequenterweise auch um Ziele in seinem 
eigenen Zuständigkeitsbereich handeln. 
Für die laufende Legislatur wurden des-
halb auch weniger Ziele beschlossen als 
früher. Werden die Ziele umfangreicher 
und auch detaillierter beschrieben, so 
bewegt sich der Stadtrat unweigerlich 
bereits im Zuständigkeitsbereich des 
Gemeinderats. Die Diskussionen um die 
entsprechende Abgrenzung sind wenig 
fruchtbar und eher mühsam. Es soll da-
her wieder zur ursprünglichen Regelung 
zurückgekehrt werden, d. h. der Gemein-

Teilrevision der Stadtverfassung
• Teilrevision betreffend Änderung der Zuständigkeit für die Legislaturziele
• Verteilung der Kommissionssitze bei Veränderungen während der Amtsdauer
• Präzisierung betreffend Rechnungsprüfungsorgan
• Anpassungen des gemeindeinternen Beschwerdeverfahrens an das Verwal-

tungsrechtspflegegesetz

1.  Zuständigkeit zum Erlass der Legislaturziele

Das Wichtigste in Kürze

Zu den vier Teilvorlagen im Einzelnen
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derat erstellt und genehmigt die Legisla-
turziele in eigener Kompetenz, der Stadt-
rat nimmt sie nur noch zur Kenntnis und 
kann deren Inhalte auch nicht verändern.

Der Einfluss des Stadtrats auf die Legis-
laturziele erfolgt über die stadträtlichen 
Instrumente (z.B. Vorstösse). Zudem hat 
der Gemeinderat über die Umsetzung 
der Ziele regelmässig zu berichten und 

seine Arbeit darf und soll an der Errei-
chung seiner Ziele gemessen werden.

Zur Anpassung der Zuständigkeit müssen 
die Artikel 36 und 44 der Stadtverfas-
sung geringfügig angepasst werden. Der 
Stadtrat hat zudem in eigener Kompe-
tenz das Finanzreglement entsprechend 
angepasst, damit keine Widersprüche 
zur nachstehenden Neuregelung in der 
Stadtverfassung vorliegen.

Bisher Neu

6. Politische Planung
Art. 36

Der Stadtrat 
a  genehmigt die vom Gemeinderat vor-
    gelegten Legislaturziele sowie Rech-
    nung und Jahresbericht,
b  nimmt Kenntnis von der Sach- und 
    Aufgabenplanung des Gemeinderates 
    sowie von den Prüfungsberichten sei-
     ner ständigen Kommissionen über den 
    Stand der Umsetzung der politischen 
    Planung,
c  kann den Gemeinderat beauftragen, 
     auf bestimmten Gebieten eine Planung 
     oder eine Bereichspolitik zu entwickeln.

6. Politische Planung
Art. 36

Der Stadtrat
a  genehmigt Rechnung und 
    Jahresbericht, 
b  nimmt Kenntnis von der Sach- und  
    Aufgabenplanung und den Legislatur-
    zielen des Gemeinderates,
c  nimmt Kenntnis von den Prüfungsbe-
    richten seiner ständigen Kommissio-
    nen über den Stand der Umsetzung  
    der politischen Planung,
d  kann den Gemeinderat beauftragen, 
     auf bestimmten Gebieten eine Planung    
     oder eine Bereichspolitik zu entwickeln.

3. Aufgaben- und Finanzplanung
Art. 44

¹   Der Gemeinderat erstellt jährlich eine 
    rollende, mittelfristige Aufgaben- und 
    Finanzplanung und gewährleistet eine 
    Gesamtschau der entsprechenden Ent-
    wicklungen. 

²   Er legt sie dem Stadtrat zur Kenntnis-
    nahme vor.

3. Aufgaben- und Finanzplanung, 
    Legislaturziele
Art. 44

¹   Der Gemeinderat erstellt jährlich eine 
     rollende, mittelfristige Aufgaben- und 
    Finanzplanung und gewährleistet 
    eine Gesamtschau der entsprechen-
    den Entwicklungen. Er beschliesst 
    über die Legislaturziele.

²   Er legt sie dem Stadtrat zur Kenntnis-
    nahme vor.
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Art. 62 regelt die Verteilung der Kom-
missionssitze auf die Fraktionen. Diese 
Bestimmung hat sich grundsätzlich be-
währt. In der praktischen Anwendung 
ist Unsicherheit in der Anwendung von 
Abs. 2, 2. Satz entstanden. Es ist nicht 
ganz eindeutig, wie dieser Satz ausge-
legt werden soll. Die Bestimmung soll 
deshalb mit einem ähnlichen Wortlaut 
ersetzt werden, wie ihn Art. 48 Abs. 2 
der Geschäftsordnung für den Grossen 
Rat kennt. Eine Anpassung der Sitzzu-
sammensetzung während der laufenden 
Legislatur soll vorgenommen werden, 
wenn eine Fraktion ihren Status verliert 

oder sich die Fraktionsstärken verändern, 
jedoch erst, wenn eine neue Kommission 
gebildet wird oder Nachwahlen in be-
stehende Kommissionen erfolgen. Wenn 
somit ein Kommissionsmitglied von der 
Fraktion A in die Fraktion B übertritt, hat 
dies im Moment noch keine Folgen. Wird 
jedoch nach dem Wechsel z.B. eine neue 
Spezialkommission zur Vorberatung ei-
nes Reglements gebildet, so wird diese 
aufgrund der neuen Fraktionsstärke ge-
bildet. Ebenso geschieht dies, wenn nach 
einem Fraktionswechsel später ein Mit-
glied einer Kommission ersetzt werden 
muss.

2.  Verteilung der Kommissionssitze bei Veränderung der Fraktionen

Bisher Neu

11. Kommissionen
Art. 62

¹   Die Kommissionssitze werden nach 
    den Ergebnissen der Stadtratswahl 
    auf die Fraktionen verteilt, soweit 
    nicht andere Bestimmungen anwend-
    bar sind.

²   Massgebend für die Gesamterneue-
    rung der Kommissionen ist die Frak-
    tionsbildung. Vorbehalten bleiben 
    Änderungen während der Amtsdauer 
    aufgrund neuer oder geänderter 
    Fraktionen.

³   Der Stadtrat beschliesst über die Ver-
     tretung der nicht fraktionsgebundenen 
    Parteien in Kommissionen mit mehr 
    als 10 Mitgliedern.

11. Kommissionen
Art. 62

¹   Die Kommissionssitze werden nach 
    den Ergebnissen der Stadtratswahl 
    auf die Fraktionen verteilt, soweit 
     nicht andere Bestimmungen anwend-
     bar sind.

²   Massgebend für die Gesamterneue-
    rung der Kommissionen ist die Frak-
    tionsbildung. Verliert eine Fraktion 
    während der Dauer der Legislatur-
    periode ihren Fraktionsstatus oder ver-
    ändern sich die Fraktionsstärken, wird 
    dies bei der Zuteilung der Sitze neuer 
    Kommissionen oder bei Nachwahlen 
    in Kommissionen berücksichtigt.

³   Der Stadtrat beschliesst über die Ver-
     tretung der nicht fraktionsgebunde-
     nen Parteien in Kommissionen mit 
     mehr als 10 Mitgliedern.
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Gemäss Auffassung des Amtes für Ge-
meinden und Raumordnung des Kantons 
Bern handelt es sich bei der bisherigen 
Bezeichnung des Rechnungsprüfungs-
organs der Stadt Thun („externe oder 
interne Revisionsstelle“) um eine in der 
Gemeindegesetzgebung nicht gängige 

Das gemeindeinterne Beschwerdever-
fahren besteht seit Jahrzehnten und soll 
weiterhin Bestand haben. Mit der letzten 
Revision des Verwaltungsrechtspflegege-
setzes und des Gemeindegesetzes sind 
jedoch in den Art. 74 ff. der Stadtverfas-
sung verschiedene kleinere Widersprüche 
entstanden, welche nun beseitigt wer-
den. Würde man dies nicht tun, so gälte 
trotzdem das übergeordnete kantonale 
Recht. Da nun ohnehin eine Revision der 
Stadtverfassung erfolgt, sollen bei dieser 
Gelegenheit auch die entsprechenden Be-
stimmungen zum Beschwerdeverfahren 
angepasst werden.

Terminologie. Zwar sei die gesetzlich ge-
forderte Unabhängigkeit gegenüber der 
Verwaltung jederzeit gewährleistet, um 
aber zukünftige Unklarheiten zu vermei-
den, biete die laufende Teilrevision Gele-
genheit zur Anpassung. Dieser Empfeh-
lung wird nun nachgekommen.

Das gemeindeinterne Beschwerdever-
fahren ist einfach und grundsätzlich 
kostenlos. Damit können Verfügungen 
der Abteilungsleitenden bzw. der Vorste-
her und Vorsteherinnen der Direktionen 
nochmals intern überprüft und allenfalls 
Fehler korrigiert werden. Die Hauptan-
wendungsgebiete sind Verfügungen im 
Zusammenhang mit Verkehrsregelun-
gen, Gebühren, Bewilligungen im Taxi-
wesen oder Feuerwehrersatzabgaben. In 
anderen Gebieten wie z.B. der Baupolizei 
oder der wirtschaftlichen Sozialhilfe geht 
der Rechtsweg jedoch direkt an den Re-
gierungsstatthalter.

3.  Präzisierung des Rechnungsprüfungsorgans

4.  Gemeindeinternes Beschwerdeverfahren

Bisher Neu

11. Rechnungsprüfung
Art. 73

Die Rechnungsprüfung ist durch eine ex-
terne oder interne Revisionsstelle durch-
zuführen, welche die Voraussetzungen 
gemäss kantonalem Recht erfüllt.

11. Rechnungsprüfung
Art. 73

Die Rechnungsprüfung ist durch eine 
externe oder verwaltungsunabhängige 
interne Revisionsstelle durchzuführen, 
welche die Voraussetzungen gemäss 
kantonalem Recht erfüllt.
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Bisher Neu

5. Teil
Verwaltungs- und Beschwerdeverfahren

5. Teil
Internes Verwaltungs- und Beschwerde-
verfahren

1. Vorrang der Verfügung
Art. 74

¹   Öffentlichrechtliche Rechtsverhältnisse sind  
     durch die zuständigen städtischen Organe 
     von Amtes wegen oder auf Gesuch hin mit 
     einer Verfügung zu regeln, es sei denn, das 
     Gesetz sehe ausdrücklich etwas anderes 
     vor oder verweise auf den Klageweg.

²   Als Verfügung gilt auch das Verweigern 
     oder Verzögern einer Verfügung.

³   Alle Verfügungen sind mit einer Rechtsmit-
     telbelehrung zu versehen.

(unverändert)

2. Verfahrensrechtliche Bestimmungen
Art. 75

Das Verfahren auf Erlass einer Verfügung 
sowie das stadtinterne Beschwerdeverfah-
ren richten sich nach dem Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege sowie den nach-
stehenden Bestimmungen.

(unverändert)

3. Stadtinterne Beschwerde
a Grundsatz
Art. 76

¹   Verfügungen der zuständigen städtischen 
    Organe können mit Beschwerde an den 
     Gemeinderat weitergezogen werden.

²   Vorbehalten bleiben Bestimmungen, 
    welche eine direkte Beschwerdemög-
     lichkeit an eine aussenstehende Instanz 
     oder ein besonderes Verfahren vorsehen.

3. Stadtinterne Beschwerde
a Grundsatz
Art. 76

¹   (unverändert)

²   Die gemeindeinterne Beschwerde ist 
     ausgeschlossen gegen Verfügungen auf 
      dem Gebiet der behördlichen Einzelfallhilfe 
     an Bedürftige sowie gegen den Einsprache- 
     entscheid, wenn das kantonale Recht eine 
     Einsprachemöglichkeit vorschreibt.

³   Vorbehalten bleiben ferner kommunale 
     und kantonale Bestimmungen, welche 
     eine direkte Beschwerdemöglichkeit an 
     eine aussenstehende Instanz oder ein 
     besonderes Verfahren vorsehen.

b Beschwerdebefugnis
Art. 77

Zur Beschwerde ist befugt, wer ein schutz-
würdiges Interesse an der Aufhebung oder 
Änderung der angefochtenen Verfügung 
hat sowie jede andere Person, Organisation 
oder Behörde, die gesetzlich dazu ermäch-
tigt ist.

b Beschwerdebefugnis
Art. 77

¹   Zur Beschwerde ist befugt, wer

a   vor der Vorinstanz am Verfahren teilge-
    nommen hat oder keine Möglichkeit zur 
    Teilnahme erhalten hat,

b   durch die angefochtene Verfügung oder den 
     angefochtenen Entscheid besonders berührt 
     ist und

c   ein schutzwürdiges Interesse an der Aufhe-
     bung oder Änderung der Verfügung hat.

2   Zur Beschwerde ist ferner jede andere Person, 
     Organisation oder Behörde befugt, die durch 
     Gesetz oder Dekret dazu ermächtigt ist.
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c Frist und Form der Beschwerde
Art. 78

¹   Beschwerden sind innert 30 Tagen seit 
    Eröffnung der Verfügung schriftlich bei der 
    Stadtkanzlei zuhanden des Gemeinderates 
    einzureichen.

²   Sie müssen einen Antrag, die Angabe von 
    Tatsachen und Beweismitteln, eine Begrün-
    dung sowie eine Unterschrift enthalten; 
    greifbare Beweismittel sind beizulegen.

c Frist und Form der Beschwerde
Art. 78

¹   Beschwerden sind innert 30 Tagen seit 
    Eröffnung oder Veröffentlichung der Ver-
    fügung schriftlich bei der Stadtkanzlei zu
    handen des Gemeinderates einzureichen.

²   (unverändert)

d Beschwerdeinstruktion
Art. 79

Das instruierende Organ stellt dem Gemein-
derat Antrag und übt bis zum Entscheid die 
dem Gemeinderat als Beschwerdeinstanz 
zustehenden Befugnisse aus.

(unverändert)

e Verfahrenskosten
Art. 80

¹   Das Beschwerdeverfahren ist grundsätzlich 
     kostenlos.

²   Werden durch eine Beschwerde ausseror-
    dentliche Kosten verursacht (z.B. durch 
    umfangreiche Beweismassnahmen), kön-
    nen sie den unterlegenen Beschwerdefüh-
    renden auferlegt werden.

e Verfahrenskosten
Art. 80

¹   (unverändert)

²   Ausnahmsweise können einer Beschwerde 
     führenden Partei Kosten auferlegt werden, 
    wenn sich ihre Beschwerde als querulato-
    risch oder rechtsmissbräuchlich erweist 
    oder durch die Beschwerde ausserordent-
    liche Kosten verursacht werden (z. B. durch 
    umfangreiche Beweismassnahmen).

³   Es besteht kein Anspruch auf Parteikosten-
    ersatz.

4. Verwaltungs- und Gemeindebeschwerde
Art. 81

¹   Verfügungen und Beschwerdeentscheide 
     des Gemeinderates können mit Verwaltungs-
     beschwerde beim Regierungsstatthalter oder 
     der Regierungsstatthalterin angefochten 
    werden.

²   Gegen Wahlen, Abstimmungen, Beschlüsse 
    und Verfügungen der städtischen Organe 
    in Wahl- und Abstimmungssachen sowie 
    gegen weitere Beschlüsse der städtischen 
    Organe, kann, wenn dagegen kein anderes 
    Rechtsmittel möglich ist, Gemeindebe-
    schwerde beim Regierungsstatthalter oder 
    der Regierungsstatthalterin geführt werden.

4. Weiterer Beschwerdeweg
Art. 81

Verfügungen und Beschwerdeentscheide 
des Gemeinderates können mit Beschwer-
de nach Massgabe des Verwaltungsrechts-
pflegegesetzes beim Regierungsstatthalter 
oder der Regierungsstatthalterin ange-
fochten werden.

5. Aufsichtsrechtliche Anzeige
Art. 82

¹   Tatsachen, die ein Einschreiten gegen das 
     Verhalten von Angestellten oder anderen 
     Organen erforderlich erscheinen lassen, kön-
     nen dem zuständigen Aufsichtsorgan ange-
     zeigt werden.

²   Wer anzeigt, hat keine Parteirechte, kann 
    aber verlangen, dass ihm oder ihr Auskunft 
    über die Erledigung der Anzeige gegeben 
    wird.

(unverändert)
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Da es um vier unterschiedliche Regelungsbereiche der Stadtverfassung geht, können 
Sie dazu je separat abstimmen. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens beschliesst der 
Gemeinderat nach erfolgter kantonaler Genehmigung.

Gestützt auf diese Ausführungen wird Zustimmung empfohlen zu folgendem

Thun, 19. September 2013

Für den Stadtrat der Stadt Thun

Der Stadtratspräsident    Der Stadtratssekretär
Peter Aegerter     Remo Berlinger

Antrag des Stadtrates

Der Stadtrat empfiehlt die Vorlagen wie folgt zur Annahme:

Teilrevision betreffend Zuständigkeit zum Erlass der Legislaturziele:
mit 34 zu 1 Stimmen

Teilrevision betreffend Verteilung der Kommissionssitze bei Veränderung der 
Fraktionen: mit 35 zu 0 Stimmen

Teilrevision betreffend Präzisierung des Rechnungsprüfungsorgans:
mit 35 zu 0 Stimmen

Teilrevision betreffend gemeindeinternes Beschwerdeverfahren:
mit 35 zu 0 Stimmen

Gemeindebeschluss:

Die Stimmberechtigten von Thun, gestützt auf Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a der 
Stadtverfassung sowie nach Kenntnisnahme von der Botschaft des Stadtrates vom 19. 
September 2013, beschliessen:

1. Die Teilrevision der Stadtverfassung betreffend Zuständigkeit zum Erlass der Legis-
laturziele wird genehmigt.

2. Die Teilrevision der Stadtverfassung betreffend Verteilung der Kommissionssitze 
bei Veränderung der Fraktionen wird genehmigt.

3. Die Teilrevision der Stadtverfassung betreffend Präzisierung des Rechnungsprü-
fungsorgans wird genehmigt.

4. Die Teilrevision der Stadtverfassung betreffend gemeindeinternes Beschwerdever-
fahren wird genehmigt.

5. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug dieses Beschlusses beauftragt.
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• Die ehemalige Schadaugärtnerei ge-
genüber dem Schadaupark und der 
Kirche Scherzligen gehört dem Kan-
ton Bern. Dieser beabsichtigte wäh-
rend Jahren, die Parzelle an einen 
privaten Investor zu verkaufen und 
mit Wohnungen zu überbauen. Ein 
fertiges Bauprojekt liegt vor.

• Gegen die geplante Überbauung 
gab und gibt es Widerstand aus der 
Bevölkerung. Gegen das Baugesuch 
wurden 49 Einsprachen eingereicht, 
später folgte eine Petition „Stopp 
der unsensiblen Überbauung Scha-
daugärtnerei Thun“ mit über 5‘000 
Unterschriften. Befürchtet wird eine 
starke Beeinträchtigung des Orts-
bildes in einem denkmalpflegerisch 
und kulturhistorisch wertvollen, in-
takten Erholungsgebiet.

• Aufgrund einer politischen Neube-
urteilung hat der Gemeinderat seine 

Der Gemeinderat und der Stadtrat emp-
fehlen den Stimmberechtigten der Stadt 
Thun, die Schadaugärtnerei aus den fol-
genden Gründen zu kaufen:

• Einzigartiges Ensemble von nationa-
ler Bedeutung: Die Schadaugärtnerei 
ist Teil einer einzigartigen Anlage, be-
stehend aus dem Schloss Schadau, dem 
Schadaupark, dem Thun-Panorama 
und der Scherzligkirche. Es gibt in der 

frühere Haltung, das Überbauungs-
projekt zu unterstützen, geändert. 
Mit dem Ziel, die Schadaugärtnerei 
zu erwerben und die umstrittene 
Überbauung zu verhindern, nahm 
er Verhandlungen mit dem Kanton 
und dem privaten Investor auf. Diese 
zeigten sich gesprächsbereit.

• Am 2. Juli 2013 unterzeichneten die 
drei Parteien die erforderlichen Ver-
träge, damit die Stadt Thun die Scha-
daugärtnerei kaufen kann. Diese 
beinhalten, dass die Stadt Thun dem 
Kanton die Schadaugärtnerei für 6.0 
Mio. Franken und dem Investor das 
Projekt für 3.4 Mio. Franken abkauft.

• Diesen Verträgen hat der Stadtrat 
am 19. September 2013 mit 27 zu 5 
Stimmen zugestimmt (bei 3 Enthal-
tungen).

Schweiz kein anderes, auch nur annä-
hernd so bedeutendes Ensemble aus 
dem 19. Jahrhundert mit allen für den 
eigenständigen Betrieb einer Schloss-
anlage notwendigen Nebenbauten. 
Deshalb ist es auch im Bundesinventar 
der schützenswerten Ortsbilder der 
Schweiz von nationaler Bedeutung 
(ISOS) aufgeführt. Denkmalpflege-
rischen Aspekten kommt in diesem 
Raum eine hohe Bedeutung zu.

Bodenpolitik: Erwerb der Schadaugärtnerei

Genehmigung der beiden Kaufverträge vom 2. Juli 2013 mit dem Kan-
ton Bern bzw. mit der Espace Real Estate AG

Das Wichtigste in Kürze

Weshalb soll die Stadt Thun die Schadaugärtnerei kaufen?
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• Wichtiger Erholungsraum und be-
liebte Grünfläche: Die Schadau ist bei 
der Bevölkerung ausserordentlich be-
liebt. Die Stadt Thun will sorgsam mit 
diesem Gebiet umgehen. Attraktives 
Wohnen ist in der Stadt Thun auch 
an anderen Standorten möglich. Der 
Standort der Schadaugärtnerei hinge-
gen ist mit seinen vielfältigen Mög-
lichkeiten für öffentliche Nutzungen 
einzigartig.

• Im Interesse zukünftiger Generatio-
nen: Die Stadt Thun will nachhaltig 
entscheiden und handeln. Sie will 
insbesondere auch die Interessen zu-
künftiger Generationen wahren.

• Teil einer sich entwickelnden Kultur- 
und Bildungsmeile: Mit dem Uferweg, 
der Scherzligkirche, dem Schloss, dem 
Gastronomiemuseum, dem Thun-Pa-
norama und dem KKThun entwickelt 
sich das Gebiet immer mehr zu einer 
Kulturmeile. Mit dem Schadau-Gym-
nasium und der Hotelfachschule Thun 
gibt es in diesem Gebiet zudem wich-
tige Bildungseinrichtungen. Es wäre 
denkbar, das Gebiet in diesen Berei-
chen noch weiter zu entwickeln. Ein 
Verzicht auf eine Überbauung lässt 
dafür Spielräume offen.

• Chance für Deblockierung und Neu-
anfang nutzen: Es besteht grosser 
Widerstand gegen die geplante Über-
bauung. Die Lage in der Schadau-
gärtnerei wäre damit wegen hängi-
gen Beschwerdeverfahren auf unbe-
stimmte Zeit blockiert. Ein Kauf durch 
die Stadt Thun wäre ein Neuanfang.

• Stadt Thun erhält Handlungsspiel-
raum für Entwicklung: Der Erwerb 
der Schadaugärtnerei ist für die Stadt 
Thun eine grosse Chance. Damit er-
hält die Stadt Thun in diesem Gebiet 
Handlungsspielraum.

• Angemessener und guter Kaufpreis: 
Die Stadt Thun kann die Liegenschaft 
vom Kanton Bern für 6.0 Mio. Fran-
ken kaufen. Zusätzlich kauft die Stadt 
Thun der Espace Real Estate AG ihr 
Projekt für 3.4 Mio. Franken ab. Der 
Gesamtpreis von 9.4 Mio. Franken ist 
mit Blick auf die Lage des Areals an-
gemessen.

• Verzicht auf Überbauung: Die Stadt 
Thun kauft der Espace Real Estate 
AG zwar ihr Projekt ab. Der Gemein-
derat hat aber nicht die Absicht, die-
ses Projekt je zu realisieren. Es sollen 
insbesondere keine der geplanten 
Neubauten erstellt werden. Allen-
falls wird das Projekt für die Sanie-
rung der Altbauten herangezogen. 
Der Gemeinderat hat auch nicht die 
Absicht, das sistierte Beschwerde-
verfahren fortzusetzen. Denkbar ist 
allenfalls, dass dereinst einzelne Teil-
bereiche der Parzelle (z.B. gegenüber 
der Hotelfachschule und entlang der 
Karl-Koch-Strasse) abparzelliert und 
veräussert werden.

• Thuner Stimmberechtigte legen die 
Stossrichtung fest: Mit dem Erwerb 
der Schadaugärtnerei können die 
Stimmberechtigten einen Richtungs-
entscheid fällen. Am 24. November 
2013 können sie selber entscheiden, 
welche Entwicklung sie in der Scha-
daugärtnerei wünschen.

• Zeit gewinnen für eine gute Lösung: 
Wenn die Parzelle erst einmal gesi-
chert ist, hat die Stadt Thun Zeit, in 
Ruhe zu überlegen, wie diese Parzelle 
entwickelt werden soll. Um alle Optio-
nen offen zu halten, soll die Schadau-
gärtnerei als Anlage in Liegenschaf-
ten des Finanzvermögens erworben 
werden.
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Ausgangslage
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Die Schadaugärtnerei ist Teil einer einzig-
artigen Anlage, bestehend aus dem Schloss 
Schadau, dem Schadaupark, dem Thun-Pa-
norama und der Scherzligkirche. Das ganze 
Ensemble ist im Bundesinventar der schüt-
zenswerten Ortsbilder der Schweiz von na-
tionaler Bedeutung (ISOS) aufgeführt. Die 
Schadau mit ihren grosszügigen Grünflä-
chen hat in der Thuner Bevölkerung als Nah-
erholungsraum einen hohen Stellenwert.

Eigentümer der Schadaugärtnerei ist der 
Kanton Bern. Er will diese aber verkaufen. 
Deshalb hat er mit der Espace Real Estate AG 
einen Kaufrechtsvertrag abgeschlossen. Die 
Espace Real Estate AG will das Areal über-
bauen. Im Juli 2009 hat sie deshalb ein Bau-
gesuch für die Überbauung Schadaugärt-
nerei eingereicht. Die Überbauung umfasst 
insgesamt 78 Wohneinheiten sowie 4 Büros/
Ateliers. Geplant sind sieben neue Mehrfa-
milienhäuser, eine Sanierung der Altliegen-
schaften, eine Einstellhalle, eine öffentliche 
Parkanlage sowie 45 öffentliche Parkplätze.

Gegen dieses Vorhaben ist Widerstand er-
wachsen:

Gegen das Baugesuch wurden total 49 Ein-
sprachen, 42 Rechtsverwahrungen und 16 
Lastenausgleichsbegehren erhoben. Die 
Einsprecher rügten vor allem, dass eine 
Wohnüberbauung nicht den planerischen 
Grundlagen entspreche. Auf den Erlass ei-
ner Überbauungsordnung hätte deshalb 
nicht verzichtet werden dürfen. Das Projekt 
verletze Grundsätze des Ortsbild- sowie des 
Denkmalschutzes. Zudem befürchten meh-
rere Einsprecher eine zusätzliche Gefähr-
dung durch verändertes Grundwasser und 
durch Hochwasser. Am 27. Februar 2012 hat 
der Regierungssthatthalter von Thun die 
Baubewilligung erteilt. Sieben Beschwerde-

führer haben daraufhin bei der kantonalen 
Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion Be-
schwerde erhoben. Das Beschwerdeverfah-
ren ist gegenwärtig sistiert.

Gegen die Überbauung besteht auch in der 
Bevölkerung Widerstand. Eine Interessen-
gruppe Schadaugärtnerei hat beim Regie-
rungsrat eine Petition „Stopp der unsensib-
len Überbauung Schadaugärtnerei Thun“ 
eingereicht. Dafür sind über 5’000 Unter-
schriften gesammelt worden (Herkunft der 
Unterschriften gemäss Angaben der Peti-
tionäre: Stadt Thun: 45.40%; Region Thun 
und Kanton Bern: 42.92%; übrige Schweiz: 
10.00%; Ausland: 1.68%).

Der Gemeinderat hat sich vor 2012 immer 
für die Realisierung einer Überbauung 
auf dem Areal der früheren Schadaugärt-
nerei ausgesprochen. Dieses Bekenntnis 
zur geplanten Überbauung beruhte auf 
einer umfassenden Interessenabwägung 
und legte den politischen Fokus auf eine 
Wohnstrategie, die den gehobenen Woh-
nungsbau fördern will, sowie auf eine Stär-
kung der Steuerkraft bei den natürlichen 
Personen. Der Gemeinderat stützte sich 
dabei auf fachliche und politische Überle-
gungen, die auch aus heutiger Sicht nach-
vollziehbar und begründbar sind. Gestützt 
auf eine politische Neubeurteilung nahm 
der Gemeinderat aber Anfang 2012 einen 
Strategiewechsel vor. Er hat sich diese Neu-
positionierung nicht leicht gemacht. Grund-
sätzlich will der Gemeinderat an der bishe-
rigen Strategie der Stärkung des gehobe-
nen Wohnungsbaus festhalten. Attraktives 
Wohnen ist aber in der Stadt Thun auch an 
anderen Standorten möglich. Der Standort 
der Schadaugärtnerei hingegen ist mit sei-
nen vielfältigen Möglichkeiten für öffentli-
che Nutzungen einzigartig.
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Auftrag des Stadtrates

Verhandlungen mit dem Kanton Bern und mit der Espace 
Real Estate AG

Am 23. August 2012 überwies der Stadtrat 
mit 35 zu 3 Stimmen ein Postulat und da-
mit einen Prüfungsauftrag, in dem der Ge-
meinderat aufgefordert wurde, möglichst 
rasch mit dem Eigentümer und/oder den 
Investoren der geplanten Überbauung 

Bereits einige Wochen vorher, am 6. Juli 
2012, hatte der Gemeinderat mit dem Kan-
ton Bern und der Espace Real Estate AG 
Kontakt aufgenommen, um deren Bereit-
schaft zu Kaufverhandlungen abzuklären. 
Beide waren zu Verhandlungen bereit. 
Der Kanton wies allerdings darauf hin, 
dass er vertraglich gebunden sei und dass 
ein Verkauf an die Stadt Thun nur mög-
lich sei, wenn die Espace Real Estate AG 
auf ihr Kaufrecht verzichte. Dazu müssten 
sich die Stadt Thun und die Espace Real 
Estate AG separat einigen (insbesondere 

Verhandlungen über einen möglichen 
Kauf der Schadaugärtnerei aufzunehmen. 
Sollte ein vernünftiger Kaufpreis ausge-
handelt werden können, sei das Bauland 
ins Portefeuille der Stadt zu überführen.

über die Entschädigung der aufgelaufe-
nen Planungskosten). Die Verhandlungen 
wurden in einem konstruktiven Klima ge-
führt. Es wurde angestrebt, eine Lösung 
zu finden, die für alle drei Partner Vor-
teile bringt (sog. „win-win-win-Lösung“). 
Bei den Verhandlungen spielten nicht nur 
finanzielle Überlegungen eine Rolle. Auch 
denkmalpflegerische, raumplanerische 
und politische Überlegungen waren in 
diesem sensiblen und historisch bedeutsa-
men Gebiet zu berücksichtigen.

Projekt der Espace Real Estate AG: Situationsplan

Seestra
sse

Kirche
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Inhalt der beiden Kaufverträge vom 2. Juli 2013

Am 2. Juli 2013 unterzeichnete die Stadt 
Thun zwei Verträge – einen mit dem Kan-
ton und einen mit dem privaten Investor:

Kaufvertrag mit dem Kanton Bern
Der Kanton Bern verkauft der Stadt Thun 
die Schadaugärtnerei zu Alleineigentum. 
Der Kaufpreis beträgt 6.0 Mio. Franken. 
Der vereinbarte Kaufpreis basiert auf einer 
Ausnützungsziffer von 0.4 für das gesam-
te Kaufobjekt. Sollte die Stadt Thun auf 
dieser Parzelle eine höhere Ausnützung 
realisieren, schuldet sie dem Kanton Bern 
eine Gewinnbeteiligung von 880 Franken 
pro Quadratmeter realisierter zusätzlicher 
Bruttogeschossfläche. Dieses Gewinnbe-
teiligungsrecht ist auf 30 Jahre befristet. 

Die bestehenden Miet- und Pachtverträge 
gehen von Gesetzes wegen auf die Stadt 
Thun über.

Kaufvertrag mit der Espace Real Estate AG
Die Espace Real Estate AG verkauft der 
Stadt Thun ihr Projekt für die Überbau-
ung der Schadaugärtnerei. Der Kaufpreis 
beträgt 3.4 Mio Franken. Die Stadt Thun 
erhält sämtliche Urheberrechte am Kauf-
gegenstand (insbesondere die Rechte auf 
Abänderung, ganze oder teilweise Reali-
sierung oder Veräusserung). Die Espace 
Real Estate AG verzichtet auf das ihr vom 
Kanton Bern eingeräumte Kaufrecht an 
der Schadaugärtnerei.

Beurteilung des Kaufpreises

Die Stadt Thun kauft für 9.4 Mio. Franken 
eine Baulandparzelle mit einer Fläche von 
17’047 m² und einer möglichen Ausnüt-
zung von 0.7, die bestehenden Gebäude 
sowie ein Bauprojekt, das zumindest für 
die Sanierung der bestehenden Gebäude 
verwendet werden kann. Dieser Kaufpreis 
kann als angemessen bezeichnet werden. 
Die Stadt Thun hat damit die Gelegenheit, 
die Schadaugärtnerei zu günstigen Bedin-
gungen zu erwerben. Durch die Möglich-
keit einer Teilveräusserung von einzelnen 
Parzellenteilen lässt sich die finanzielle 
Belastung in einem späteren Zeitpunkt 
allenfalls noch senken. Die Bereitstellung 

des Kaufpreises führt zu Folgekosten (ins-
besondere Kapitalzinsen). Die Höhe dieser 
Folgekosten ist vom Zinsniveau abhängig, 
welches gegenwärtig historisch tief ist 
(Hinweis: Bei der letzten Kapitalaufnah-
me konnte die Stadt Thun ein Darlehen zu 
einem Zinssatz von 1.39 % aufnehmen.). 
Bei einem rechnerischen Zinssatz von 5 
Prozent ist mit jährlichen Folgekosten von 
rund 250‘000 Franken zu rechnen. Die 
Finanzierung erfolgt im Rahmen der all-
gemeinen Liquiditätsbewirtschaftung aus 
vorhandenen und zu beschaffenden Mit-
teln. Im Aufgaben- und Finanzplan 2014 
bis 2017 ist die Ausgabe vorgesehen.



1616

Zukünftige Nutzungsmöglichkeiten der Schadaugärtnerei

Die zukünftige Nutzung der Schadau-
gärtnerei ist gegenwärtig noch offen. Der 
Erwerb der Schadaugärtnerei bietet der 
Stadt Thun aber in einem sensiblen Be-
reich verschiedene Entwicklungsperspek-
tiven. Diese müssen nach der definitiven 
Genehmigung der Kaufverträge durch die 
Stimmberechtigten aber noch entwickelt 
werden. In den bestehenden Gebäuden 
der Schadaugärtnerei sind verschiedene 
Nutzungen denkbar (z.B. Wohnungen, 
Büro, Werkstatt, Atelier, Museum). Kon-
krete Überlegungen sind allerdings noch 
nicht gemacht worden. Die Altbauten 
könnten gut genutzt werden. Das Ge-
winnbeteiligungsrecht des Kantons lässt 
ebenfalls noch gewisse Entwicklungsmög-
lichkeiten offen. So könnten sogar ein-
zelne Neubauten erstellt werden, ohne 

dass die Ausnützungsziffer von 0.4 ausge-
schöpft werden müsste.

Im Vordergrund stehen öffentliche Nut-
zungen. Wenn die Stadt Thun die Scha-
daugärtnerei übernimmt, schafft sie sich 
in diesem Gebiet zusätzlichen Handlungs-
spielraum und kann die öffentlichen Inter-
essen angemessen wahren: die Bedeutung 
als Erholungsraum und Grünfläche für die 
Bevölkerung, die Interessen zukünftiger 
Generationen, die Entwicklung einer Kul-
tur- oder Bildungsmeile, eine umfassende 
Beurteilung des Areals im Rahmen der 
Ortsplanungsrevision. Die Schadau als En-
semble mit Scherzligkirche, Schloss, Park 
und Thun-Panorama ist wichtig für Thun. 
Der Gemeinderat möchte das Gebiet als 
Ganzes entwickeln.

Um diese Parzelle geht es: Die Stadt Thun will die Liegenschaft Thun 2 (Strättligen) / 
1103 (17 ’047 m²) und das von einem privaten Investor ausgearbeitete Bauprojekt für 
insgesamt 9.4 Mio. Franken kaufen.
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Zuständigkeit der Stimmberechtigten

Gesamtbeurteilung

Gemäss Artikel 39 Buchstabe f der Stadtver-
fassung beschliesst der Stadtrat unter Vor-
behalt des fakultativen Referendums über 
Rechtsgeschäfte betreffend das Eigentum 
an Grundstücken des Finanzvermögens, 
wenn der massgebende Wert 5 Mio. Fran-
ken, nicht aber 10 Mio. Franken übersteigt. 
Bei einem Kaufpreis von 9.4 Mio. Franken 
wäre damit an sich der Stadtrat zustän-
dig (mit fakultativem Referendum). Da es 
sich beim Gewinnbeteiligungsrecht des 
Kantons aber für die Stadt Thun um eine 
Eventualverpflichtung handelt, muss diese 
zum tatsächlichen Kaufpreis hinzugerech-
net werden. Bei einer Ausnützung von 
0.7 würde der Kanton Bern von der Stadt 

Der Erwerb der Schadaugärtnerei ist für die 
Stadt Thun eine grosse Chance. Damit er-
hält die Stadt Thun in diesem Gebiet Hand-
lungsspielraum. Der Gesamt-Kaufpreis in 
der Höhe von 9.4 Mio. Franken ist ein guter 
und angemessener Kaufpreis, der die Inter-
essen aller drei beteiligten Partner (Kanton 
Bern, Espace Real Estate AG, Stadt Thun) in 
fairer Weise berücksichtigt. Die Stadt Thun 
hat bereits früher mehrmals versucht, die 
Schadaugärtnerei zu kaufen. Nun bietet sich 

Thun eine Gewinnbeteiligung von rund 4.5 
Mio. Franken erhalten. Gemäss Artikel 21 
Absatz 1 Buchstabe e der Stadtverfassung 
beschliessen die Stimmberechtigten über 
Rechtsgeschäfte über Eigentum an Grund-
stücken des Finanzvermögens, wenn der 
massgebende Wert 10 Mio. Franken über-
steigt, an der Urne (obligatorisches Refe-
rendum). Da der Kaufpreis bei einer Hin-
zurechnung der Gewinnbeteiligung höher 
ist als 10 Mio. Franken, muss der Kauf der 
Schadaugärtnerei deshalb den Stimmbe-
rechtigten vorgelegt werden. Es ist jedoch 
aus heutiger Sicht eher unwahrscheinlich, 
dass das Gewinnbeteiligungsrecht jemals 
zur Anwendung kommen wird.

die Chance, diese Parzelle zu einem vernünf-
tigen Preis zu erwerben. Dabei handelt es 
sich wohl um die letzte Gelegenheit, dies zu 
tun. Wenn der Kauf nicht zustande kommt, 
wird die Espace Real Estate AG das sistierte 
Beschwerdeverfahren fortsetzen, um die 
geplante Überbauung zu realisieren. Die 
Stimmberechtigten der Stadt Thun können 
in der Volksabstimmung vom 24. November 
2013 entscheiden, ob sie das Überbauungs-
vorhaben stoppen wollen.
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Die Stadtratsminderheit hat in der Stadt-
ratsdebatte die folgenden Argumente auf-
geführt, die gegen einen Kauf der Schadau-
gärtnerei sprechen:

• Das Bauvorhaben, das mit dem Kauf 
verhindert werden soll, sei das Ergebnis 
eines langjährigen Planungsverfahrens. 
Die Stadt habe dieses Bauvorhaben 
während mehreren Jahren unterstützt. 
Mit dem nun vollzogenen Richtungs-
wechsel werde die Planungs- und 
Rechtssicherheit verletzt. Die Verläss-
lichkeit der Stadt für Investoren werde 
durch ein solches Vorgehen in Frage 
gestellt.

• Die zukünftige Nutzung der Schadau-
gärtnerei sei gegenwärtig noch völlig 
offen. Man wisse deshalb nicht, was 
man eigentlich kaufe.

• Da die zukünftige Nutzung noch nicht 
bekannt sei, lasse sich auch nicht beur-
teilen, ob der Gesamt-Kaufpreis von 9.4 
Mio. Franken angemessen sei. Dies hän-
ge von der zukünftigen Nutzung ab.

• Der Kaufpreis von 3.4 Mio. Franken, 
den die Stadt der Espace Real Estate AG 
für das Projekt bezahlen müsse, erschei-
ne hoch. Die Stadt bezahle zudem für 
ein Projekt, das sie gar nicht ausführen 
wolle.

• Der Kauf der Schadaugärtnerei führe 
zu einem Anstieg der Verschuldung.

• Mit dem Verzicht auf die Überbauung 
werde verhindert, dass private Investo-
ren in der Stadt Thun ein Bauvolumen 
von 25 bis 30 Mio. Franken auslösen. 
Die Stadt Thun verzichte zudem auf 
den Zuzug guter Steuerzahlerinnen 
und -zahler und auf beträchtliche neue 
Steuereinnahmen.

Argumente der Stadtratsminderheit
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Gestützt auf diese Ausführungen wird Annahme empfohlen zu folgendem

Gemeindebeschluss:

Die Stimmberechtigten von Thun, gestützt auf Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe e der 
Stadtverfassung sowie nach Kenntnisnahme von der Botschaft des Stadtrates vom 
19. September 2013, beschliessen:

1. Erwerb der Liegenschaft Thun 2 (Strättligen) / 1103, Schadaugärtnerei, zum Preis 
von 9‘430‘000 Franken zu Lasten der Investitionsrechnung Konto Nr. 503/2110.112.0 
(Bestandesrechnungskonto Nr. 1023.30.01), als Anlage des Finanzvermögens.

2. Genehmigung der beiden Kaufverträge vom 2. Juli 2013 mit dem Kanton Bern bzw. 
mit der Espace Real Estate AG über den Erwerb der Schadaugärtnerei.

3. Der Gemeinderat wird mit der Ausführung dieses Beschlusses beauftragt.

Der Stadtrat empfiehlt mit 27 zu 5 Stimmen Annahme der Vorlage (bei 3 Enthaltungen).

Thun, 19. September 2013

Für den Stadtrat der Stadt Thun

Der Stadtratspräsident    Der Stadtratssekretär
Peter Aegerter     Remo Berlinger

Antrag des Stadtrates
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 Am Sonntag keine briefliche Stimmabgabe.

Stimmabgabe am Abstimmungssonntag (an der Urne)
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Innenstadt  Stadtbibliothek, Bahnhofstrasse 6 Sa u. So 10.00 – 12.00 Uhr
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Dürrenast  Aula Primarschule, Schulstrasse 37 A
Goldiwil  Schulhaus, Wilerweg 6
Lerchenfeld  Schulhaus, Langestrasse 47
Neufeld  Schulhaus, Talackerstrasse 64
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Schoren  Schulhaus, Schorenstrasse 77
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